
BayStVollzG: Art. 203 Ausübung der Rechte der betroffenen Person

Art. 203  Ausübung der Rechte der betroffenen Person 
 
(1) 1Die Anstalt informiert die Gefangenen und andere betroffene Personen in allgemeiner und 
verständlicher Form über

1.  die Zwecke, zu denen personenbezogene Daten verarbeitet werden,
 
2.  ihre Bezeichnung und Kontaktdaten und diejenigen des behördlichen Datenschutzbeauftragten,

 
3.  die Kontaktdaten des Landesbeauftragten sowie das Recht, sich an ihn zu wenden,

 
4.  die Rechte auf Auskunft, Berichtigung, Löschung und Einschränkung der Verarbeitung 
personenbezogener Daten.

 
2Die Anstalt weist auf Verlangen darüber hinaus in geeigneter Weise auf die Rechtsgrundlage der 
Datenerhebung sowie auf eine im Einzelfall bestehende gesetzliche Auskunftspflicht oder die Freiwilligkeit 
der Auskunft hin. 3Über eine ohne ihre Kenntnis vorgenommene Erhebung personenbezogener Daten wird 
die betroffene Person unverzüglich unter Angabe dieser Daten unterrichtet.

(2) 1Die Informationen nach Abs. 1 Satz 2 und 3 können zunächst unterbleiben, soweit und solange

1.  die Erreichung der in Art. 196 Abs. 1 genannten Zwecke auf andere Weise gefährdet oder wesentlich 
erschwert würde,

 
2.  dies für die in Art. 197 Abs. 2 genannten Zwecke erforderlich ist oder

 
3.  anzunehmen ist, dass dies überwiegenden Interessen oder Belangen der betroffenen Person oder 
Dritter dient.

 
2Sind die Voraussetzungen nach Satz 1 entfallen, ist die betroffene Person zu benachrichtigen und sind 
unterbliebene Informationen unverzüglich zu erteilen. 3Die Benachrichtigung hat zumindest die Angaben 
nach Abs. 1 Satz 1, die Rechtsgrundlage der Datenerhebung und gegebenenfalls der weiteren 
Verarbeitung, Informationen über die mutmaßliche Dauer der Datenspeicherung oder, falls diese Angabe 
nicht möglich ist, Kriterien hierfür sowie gegebenenfalls über die Kategorien der Empfänger der Daten zu 
enthalten. 4Bezieht sich die Benachrichtigung auf die Herkunft personenbezogener Daten von oder deren 
Übermittlung an die Staatsanwaltschaft, Polizei, Finanzverwaltung, Organe der überörtlichen 
Rechnungsprüfung, den Verfassungsschutz, den Bundesnachrichtendienst, den Militärischen 
Abschirmdienst oder andere Behörden des Bundesministeriums der Verteidigung, ist sie nur nach 
Zustimmung dieser Stellen zulässig.

(3) 1Die betroffene Person kann nach Maßgabe des Art. 202 Abs. 1, 4 und 5 die unverzügliche 
Berichtigung, Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung verlangen. 2Im Fall von Aussagen, 
Beurteilungen oder anderweitigen Wertungen betrifft die Frage der Richtigkeit nicht deren Inhalt, sondern 
die Tatsache, ob die Aussage, Beurteilung oder anderweitige Wertung so erfolgt ist. 3Kann die Richtigkeit 
der Daten nicht erwiesen werden, werden die Daten in der Verarbeitung eingeschränkt. 4In diesem Fall wird 
die betroffene Person unterrichtet, bevor die Einschränkung der Verarbeitung aufgehoben wird. 5Bestehen 
begründete Zweifel an der Identität der antragstellenden Person, kann die Bearbeitung ihres Anliegens von 
der Erbringung geeigneter Nachweise abhängig gemacht werden.

(4) 1Die betroffene Person wird unverzüglich darüber in Kenntnis gesetzt, wie mit dem Antrag nach Abs. 3 
verfahren wird, falls über ihn nicht unverzüglich entschieden wird. 2Soweit ein Antrag abgelehnt wird, ist die 
betroffene Person hierüber schriftlich und unter Mitteilung der Gründe zu unterrichten. 3Sie ist darauf 
hinzuweisen, dass sie Beschwerde bei dem Landesbeauftragten einlegen, ihre Rechte auch über diesen 
ausüben oder gerichtlichen Rechtsschutz in Anspruch nehmen kann. 4Abs. 2 Satz 1 gilt entsprechend.



(5) Bei offensichtlich unbegründeten oder in ungebührlichem Umfang gestellten Anträgen können 
angemessene Kosten erhoben werden, soweit nicht ausnahmsweise schon von der Bearbeitung abgesehen 
werden kann.


